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Aus diesem Grund hat die jetzige Landesregierung 
eine zusätzliche Unterrichtung des Landtags einge-
führt. Beim 15. Rundfunkänderungsstaatsvertrag – 
wir lernen schnell – wurde der Entwurf der Fach-
ebene, der noch nicht einmal auf Staatssekretärs-
ebene gebilligt war, über die medienpolitischen 
Sprecher dem Landtag NRW zugeleitet. Der Ent-
wurf sollte so im zuständigen Ausschuss diskutiert 
werden können. Bei dieser Praxis kann die Mei-
nungsbildung des Landtags in die endgültigen Bera-
tungen der Rundfunkkommission einfließen. Erst im 
Anschluss daran wird dann die Regierungschefebe-
ne mit dem Text befasst. 

Ich möchte darauf hinweisen, dass die Landesregie-
rung neben der zusätzlichen Unterrichtung des 
Landtags von sich aus über die Arbeit der Rund-
funkkommission dem zuständigen Ausschuss be-
richtet; so ist es zum Beispiel in der September-
Sitzung des Ausschusses für Kultur und Medien ge-
schehen. Die Forderung der Piraten, der Landtag 
solle zukünftig verbindliche Verhandlungsrichtlinien 
für die Landesregierung beschließen, verkennt die 
nach der Landesverfassung bestehende Aufgaben-
verteilung zwischen Exekutive und Legislative; denn 
Staatsverträge werden von den jeweiligen Regie-
rungen verhandelt, ganz abgesehen davon – das ist 
schon von Herrn Bolte angesprochen worden –, 
dass ein imperatives Mandat jegliche Verhand-
lungsmöglichkeiten beschränken würde. 

Das verkürzt andererseits nicht die Rechte des Par-
laments, denn die Staatsverträge – auch hierfür ist 
der 14. Rundfunkänderungsstaatsvertrag ein Bei-
spiel – werden selbstverständlich nur wirksam, 
wenn der Landtag zugestimmt hat. 

Vor diesem Hintergrund möchte ich zusammenfas-
sen: Wir unterrichten so umfassend wie möglich. 
Dafür brauchen wir den Anstoß der Piraten nicht. 

Nun noch kurz zum zweiten Punkt, der Großen An-
frage 6: Ich möchte hierzu hervorheben, dass sich 
die Landesregierung nach Scheitern des 
14. Rundfunkänderungsstaatsvertrages dafür ein-
gesetzt hat, zügig erneut an eine Überarbeitung des 
Staatsvertrages zu gehen, und das unter Berück-
sichtigung der geäußerten Bedenken und unter 
Einbeziehung aller Beteiligten. Noch unmittelbar im 
Jahr 2011 hat die Landesregierung hierzu eine An-
hörung durchgeführt und damit einen Impuls zur 
Weiterführung der Arbeiten auf Länderebene ge-
setzt. 

Die Rundfunkkommission hat zuletzt am 
13. September in Erfurt zum Jugendmedienschutz 
beraten. Herr Witzel, wir sind uns völlig einig, dass 
nicht nur die gesetzliche Regelung entscheidend ist, 
sondern auch die Medienkompetenz. Sie wissen, 
dass wir hier eine Menge tun. Ich darf nur daran er-
innern, dass wir in den Schulen mit großem Erfolg 
den Medienpass eingeführt haben. Da werden wir 
auch in Zukunft sehr aktiv sein.  

In Bezug auf die Arbeit in der Rundfunkkommission 
besteht aber noch weiterer Klärungsbedarf. Deshalb 
ist sie übereingekommen, nicht wie ursprünglich 
vorgesehen bereits zur Jahres-MPK einen Staats-
vertragsentwurf vorzulegen. Eine Arbeitsgruppe soll 
zunächst Eckpunkte für eine Novellierung des Ju-
gendmedienschutzes erarbeiten und diese dann der 
Rundfunkkommission im Dezember 2013 zur Dis-
kussion vorlegen. 

Meine Damen und Herren, die Landesregierung 
selbst hat in der Beantwortung der Großen Anfra-
ge durchaus ihre Eckpunkte in Form von Novellie-
rungsbedarf formuliert; ich darf an die Antwort auf 
die Frage 4 erinnern. In der Antwort auf die Anfra-
ge ist sehr deutlich gemacht worden, welch breite 
Gruppe von Experten und Expertinnen einberufen 
wird, um an der Erarbeitung des neuen Staatsver-
trages mitzuwirken. 

Das hindert niemanden daran – auch Sie, die Ab-
geordneten, nicht –, seine Vorstellungen zum Ju-
gendmedienschutz zu formulieren, zur Debatte zu 
stellen und in den Prozess einzuspeisen. Ich bin 
gespannt auf die Lösungsvorschläge, die aus den 
verschiedenen Fraktionen dazu kommen wer-
den. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Ich habe keine weiteren Wortmeldun-
gen. 

Also kommen wir zur Abstimmung, erstens über 
den Antrag Drucksache 16/4020. Wie schon in 
den Reden angesprochen, haben sich die Fraktio-
nen mittlerweile darauf verständigt, den Antrag 
nicht direkt abzustimmen, sondern federführend 
an den Ausschuss für Kultur und Medien sowie 
zur Mitberatung an den Hauptausschuss zu 
überweisen. Die abschließende Beratung und Ab-
stimmung sollen im federführenden Ausschuss in 
öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer stimmt dem so 
zu? – Gibt es Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Damit ist die Überweisungs-
empfehlung einstimmig angenommen. 

Ich will zweitens darauf hinweisen, dass die Große 
Anfrage 6 heute beraten wurde. Es liegen auch da-
zu keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. Damit 
schließe ich die Beratungen zu der Großen Anfra-
ge 6 und stelle fest, dass sie damit als erledigt be-
trachtet werden kann. 

Ich rufe auf: 

4 Gesetz zur Änderung des Flüchtlingsaufnah-
megesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/4139 
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erste Lesung 

In Verbindung mit: 

Unser Land braucht eine Neukonzeption der 
Flüchtlingsaufnahme – hin zu einer humanen 
und dezentralen Unterbringung in ganz NRW 

Antrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/4164 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die Landes-
regierung Herrn Minister Jäger das Wort.  

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herzlichen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Zahlen sprechen für 
sich und eine eindeutige Sprache. Allein im Monat 
September kam es in Deutschland zu weiteren 
11.000 Erstanträgen auf Asyl; für das laufende Jahr 
sind es bereits jetzt über 74.000. Zum Vergleich: Im 
Vorjahr waren es lediglich 40.000. 

Auch die Zahlen für Nordrhein-Westfalen sind deut-
lich gestiegen. Bis Ende September wurden fast 
6.000 Anträge mehr gestellt als im selben Vorjah-
reszeitraum. Die Zahl der Anträge nimmt rasant zu; 
das stellt das Land, vor allem aber auch die Kom-
munen, vor große Aufgaben.  

Das sind nüchtern klingende Zahlen, hinter denen 
sich jeweils das Schicksal von Menschen verbirgt, 
die in diesem Land Schutz suchen.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ihnen eine menschenwürdige Unterkunft zur Verfü-
gung zu stellen, ist Aufgabe dieses Landes, und da-
zu kann es keine zwei Meinungen geben.  

(Allgemeiner Beifall) 

Das bedeutet für das Land Nordrhein-Westfalen, 
Erstaufnahme und zentrale Unterbringungseinrich-
tungen vorzuhalten. Das bedeutet vor allem für un-
sere Kommunen, die das letzte Glied in der Kette 
sind, dass sie die Hauptlast zu tragen haben.  

Genau deshalb wollen wir mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf die Kommunen entlasten, vor allem 
die Kommunen, auf deren Gebiet für mindestens 
sechs Monate eine Aufnahmeeinrichtung des Lan-
des betrieben wird. Dazu sollen auch diejenigen 
zählen, die nur vorübergehend als Unterkünfte ge-
nutzt werden. 

Wir wollen gerade mit dieser Entlastung Anreize 
schaffen, damit sich Kommunen für die Idee einer 
Aufnahmeeinrichtung des Landes innerhalb ihrer 
Gemeinde erwärmen können. Wir wollen hierbei die 
Kommunen überzeugen, wir wollen sie mitnehmen. 
Deshalb suchen wir weiterhin den Dialog vor Ort. 

Wir wollen Ängste abbauen sowie Vorurteilen und 
Verunsicherungen begegnen. 

Gestatten Sie mir an dieser Stelle folgenden Hin-
weis: Hierzu zählt eigentlich auch die Verpflichtung 
aller demokratischen Politiker vor Ort, mit diesem 
Thema nicht zündeln zu wollen, 

(Allgemeiner Beifall) 

denn hierbei sind Gewinner nie die demokratischen 
Parteien. Gewinner einer solchen Diskussion sind 
genau die, die wir nicht in den Parlamenten sehen 
wollen.  

Eine weitere Entlastung betrifft die Mehrausgaben 
der Kommunen nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz. Diese haben sich nach dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichtes erhöht, und wir reagieren 
darauf. Statt bisher 14,4 Millionen € erhöhen wir die 
Zuweisungen an die Kommunen auf über 20 Millio-
nen €. Diese Zuweisungen werden wir natürlich 
dann anpassen, wenn der Bundesgesetzgeber das 
entsprechende Urteil umgesetzt hat.  

Ich will auf den Antrag der Piraten hier nicht näher 
eingehen, weil die parlamentarischen Regularien 
vorsehen, dass man darüber im Rahmen des Ge-
setzgebungsverfahrens fachlich mit berät. Aber sei-
en Sie sicher: Die Landesregierung ist sich der be-
stehenden ernsten Lage, insbesondere für unsere 
Kommunen, bewusst. Deshalb wollen wir mit die-
sem Gesetzentwurf den Grundstein legen, dass 
diese Kommunen bei dieser wichtigen und schwe-
ren Aufgabe Zug um Zug entlastet werden. – Herz-
lichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Vereinzelt Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Jäger. – Nun spricht für die Piratenfraktion 
Herr Kollege Herrmann. 

Frank Herrmann (PIRATEN): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Verehr-
te Bürgerinnen und Bürger im Saal und im Stream! 
Gestatten Sie mir zu Beginn meiner Redezeit einige 
Anmerkungen zur Flüchtlingssituation in Europa 
und zur Politik der Bundesregierung in dieser Sa-
che.  

Ich schäme mich dafür, dass die Verantwortlichen in 
Berlin trotz der schrecklichen Zustände für Flücht-
linge in den Ländern Südeuropas ein „Weiter so!“ 
propagieren. Zwar diskutieren wir aufgrund der letz-
ten Tragödien im Mittelmeer vor Lampedusa endlich 
ein wenig über die Auswirkungen einer „Festung 
Europa“. Aber die Bundesregierung hat nun schon 
mehrfach angekündigt, dass sie an der Abschottung 
Europas und Deutschlands vor dem auch von ihr 
und von uns verursachten Elend in der Welt nichts 
ändern will.  
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Im Jahr 2011 sind nach Angaben des UN-
Flüchtlingshilfswerks 1.500 Menschen im Mittelmeer 
ertrunken; im letzten Jahr sollen es 1.700 gewesen 
sein. Hinzu kommt eine sehr hohe Dunkelziffer. 
Was tun wir dagegen? Wir buttern jetzt Millionen 
Euro in Überwachungssysteme wie „Eurosur“, die 
zur Ausgrenzung und zur Abschottung gedacht 
sind, und treiben damit die Menschen dazu, in noch 
kleineren Booten noch gefährlichere Routen über 
das Meer zu suchen. 

Dann kommt der Bundesinnenminister noch daher 
und brüstet sich mit den großen Zahlen von Flücht-
lingen, die wir in Deutschland aufnehmen, wo doch 
nachweislich andere Länder in Europa drei- bis 
viermal mehr Flüchtlinge im Verhältnis zu ihrer Ein-
wohnerzahl aufnehmen. 

Ohne es groß zu erzählen, ist er mit seinem Einfluss 
in Brüssel dann immer noch ständig dabei, die Rei-
sefreiheit der Menschen in Europa zu torpedieren. 
Das ist wirklich das Letzte, und ich hoffe, dass er in 
der kommenden Bundesregierung nicht mehr unser 
Innenminister sein wird. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Mut macht mir hingegen, dass die Grünen im Bund 
eine Generalüberholung der europäischen Asylpoli-
tik fordern und dies als Kernpunkt in die Verhand-
lungen mit der CDU eingebracht haben sollen, auch 
wenn das im Moment wohl keine weiteren Folgen 
haben wird.  

Wenn der SPD-Bundesvorstand Ralf Stegner for-
dert, dass Art. 1 Grundgesetz – „Die Würde des 
Menschen ist unantastbar“ – für alle Flüchtlinge, 
Asylbewerber, Bürgerkriegs- und auch Armuts-
flüchtlinge gelten soll, dann ist das eigentlich eine 
Selbstverständlichkeit. Es ist aber gut, dass er es 
noch einmal deutlich gemacht hat.  

Hierzu sollte er aber dringend seinen Parteikollegen 
Olaf Scholz in Hamburg anrufen; denn nach aktuel-
len Berichten werden dort gezielt Menschen mit 
schwarzer Hautfarbe auf der Straße kontrolliert und 
erkennungsdienstlich behandelt, um festzustellen, 
ob sie zu einer Flüchtlingsgruppe gehören, die sich 
seit Wochen in Hamburg aufhält. Das ist, wie ich 
finde, ein unglaublicher Zustand. Dagegen protes-
tieren Menschen in Hamburg, und das zu Recht. Es 
ist dringend geboten, nicht mit der Bereitschaftspoli-
zei dagegen vorzugehen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen, laut Umfragen möchte jeweils 
mehr als die Hälfte Ihrer Mitglieder und Anhänger, 
dass Flüchtlingen geholfen wird und dass wir in 
Deutschland mehr notleidende Menschen aufneh-
men. Mein Appell an Sie: Nehmen Sie das als Auf-
trag und handeln Sie danach.  

Herr Minister Jäger, wenn Sie ein neues humanitä-
res Konzept für die Flüchtlingspolitik in Europa vor-
schlagen möchten – ich habe so etwas nämlich in 

der Zeitung gelesen –, dann begrüßen wir das. Ich 
hoffe aber zunächst, dass Sie keine Hundertschaf-
ten der Bereitschaftspolizei NRW nach Hamburg 
schicken. Vielleicht können Sie gleich noch einmal 
klären, ob das so ist oder nicht. Dort sollen sich 
Hundertschaften aus fünf Bundesländern aufhalten. 

Doch nun zur Situation in Nordrhein-Westfalen: Hier 
darf es kein „Weiter so!“ geben, und hier können wir 
mit vereinten Kräften einiges an Hilfe für die Ver-
besserung der Situation der Flüchtlinge auf den 
Weg bringen. Die Änderungen des Flüchtlingsge-
setzes sind ein erster Schritt dazu. Wir begrüßen 
das ausdrücklich. Aber Sie wissen auch, dass wir 
noch viel mehr Schritte machen müssen. 

Die Summen für die Unterbringung der Asylsuchen-
den decken die Kosten in den Kommunen nicht. Ich 
weiß, dass Sie für den Haushalt 2014 70 Millionen € 
mehr eingeplant haben. Das ist gut, aber die Kom-
munen sind laut Flüchtlingsaufnahmegesetz ver-
pflichtet, die Menschen unterzubringen. Daher ist es 
die Pflicht des Landes, den Kommunen genug Geld 
zur Verfügung zu stellen. 

Deshalb ist es kein Wunder, wenn in den Kommu-
nen an allen Ecken und Enden gespart wird und die 
Menschen schlecht versorgt sind. Container-Dörfer 
mit 450 Menschen und mehr oder ehemalige Klas-
senräume als Wohn- und Schlafräume für neun 
Menschen auf unbestimmte Zeit – das führt zu so-
zialen Spannungen bei allen Menschen, nicht nur 
bei Flüchtlingen. 

Das muss vermieden werden, und deswegen for-
dern wir mit unserem Antrag Mindeststandards für 
die Unterbringung. Dazu bieten wir auch Lösungs-
beispiele wie die Unterbringung in angemieteten 
Wohnungen entsprechend dem Leverkusener Mo-
dell an. 

Ich will jetzt nicht alle Forderungen und Notwendig-
keiten aufzählen. Denn Sie wissen eigentlich alle, 
dass wir dringend eine Reform brauchen. Ich möch-
te Sie jedoch alle bitten, dass wir parteiübergreifend 
versuchen, Verbesserungen in NRW zu erreichen. 
Das Thema ist für parteipolitisches Kalkül absolut 
nicht geeignet, weil es gefährlich ist, mit dem Feuer 
der Fremdenfeindlichkeit zu spielen, und weil es da-
für zu wichtig ist. Denn hier geht es um das Leben 
von Menschen, nicht nur um ihre Würde. 

Ich freue mich auf die Beratungen im Ausschuss. – 
Danke. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Herrmann. – Für die SPD-Fraktion spricht nun Herr 
Kollege Körfges. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich bin sehr dankbar da-
für, dass wir heute anlässlich des Gesetzesentwurfs 
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der Landesregierung und der Vorschläge der Frak-
tion der Piraten hier die Gelegenheit haben, uns 
über ein ernstes Thema auszutauschen. Auch ich 
möchte mit einigen eher grundsätzlichen Anmer-
kungen beginnen. 

Ja, liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist richtig: 
Die Zahl der Asylanträge steigt. Ja, es ist richtig: Die 
Flüchtlingsströme nehmen zu. Und es ist richtig, 
dass Land und Kommunen mit der Bewältigung der 
gestiegenen Zahl an Menschen, die in Deutschland 
Schutz und Hilfe suchen, vor Probleme gestellt wer-
den. Das ist unbestritten. 

Vor dem Hintergrund ohnehin knapper Finanzmittel 
sind das sicherlich erhebliche Probleme, aber, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, es gibt auch Akzeptanz-
probleme. Insbesondere Herr Minister Jäger hat da-
rauf abgehoben. 

Lassen Sie mich eines ganz deutlich sagen: Es 
handelt sich nicht in erster Linie um kommunale 
Probleme, es handelt sich nicht in erster Linie um 
Landesprobleme, sondern, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, es handelt sich in erster Linie um existen-
zielle Probleme von Menschen, die in ihren Her-
kunftsländern von Krieg, Verfolgung, Ausgrenzung, 
Not und Hunger bedroht sind. Diese Menschen set-
zen zum Teil in geradezu aberwitziger Art und Wei-
se – und die Frage nach der Verantwortung ist ge-
rade auch schon gestellt worden – ihr Leben aufs 
Spiel, um dieser Situation für ihr eigenes Wohl und 
das ihrer Familien zu entkommen. Deshalb, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, sind wir gefordert, und 
zwar nicht nur materiell. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Ich frage mich: Was stimmt nicht in einer Welt, in 
der solche Zustände herrschen? Was tun wir in Eu-
ropa, wo wir doch alle an Werte wie Freiheit, 
Selbstbestimmung, Gerechtigkeit und den Anspruch 
auf ein Leben ohne Not glauben? Was machen wir 
ganz konkret, um auch mit den Ursachen für diese 
Flüchtlingsströme umzugehen? Und, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, was machen wir, um irrationale 
Befürchtungen und Ängste abzubauen, statt sie 
durch übertriebenes Schutzdenken aufzubauen, wie 
das in einigen Fällen geschieht. Das haben wir ge-
rade bereits anhand einiger Beispiele gehört. Ich will 
das nicht vertiefen, um bei diesem Thema nicht un-
nötig auszugrenzen. Was machen wir, um solche 
Ängste abzubauen? 

Ich sage noch etwas zu den irrationalen Befürch-
tungen. Schauen Sie sich doch bitte einmal die un-
mittelbaren Anliegerstaaten von Syrien, zum Bei-
spiel Jordanien, an. Dort leben 5,5 Millionen Men-
schen, davon 500.000 Bürgerkriegsflüchtlinge. Ich 
denke, dort gibt es eine andere Relation bezüglich 
der Probleme als in Europa. Insoweit halte auch ich 
den Gedanken von der Festung Europa für uner-
träglich, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Ich bin sehr dankbar dafür, dass der ehemalige Kol-
lege Hermann-Josef Arentz über ein soziales Netz-
werk Kontakt mit mir hält. Das ist ein sehr netter 
ehemaliger Kollege der CDU-Fraktion. Ich halte es 
für absolut richtig und notwendig, dass wir – und 
das habe ich jetzt ganz bewusst so gesagt – über 
die Parteigrenzen hinweg nach den Ursachen fra-
gen und versuchen, das Ganze in eine vernünftige 
Relation zu bringen. 

Es ist gut – dafür bin ich meiner eigenen Heimat-
stadt sehr dankbar –, dass Kommunen zwischen-
zeitlich offen mit der Frage umgehen, ob wir nicht 
mögliche Einrichtungen des Landes in unsere Stadt, 
auch unter dem Gedanken der dezentralen Unter-
bringung, möglich machen sollten. Wir müssen die 
Kommunen darin bestärken. 

Hierin unterscheidet sich mein Ansatz ein bisschen 
von dem der Piraten. Wir müssen die Kommunen 
darin bestärken, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sich ihrer gesellschaftlichen Verantwortung zu stel-
len. Insoweit ist es richtig, dass wir denjenigen, die 
Landeseinrichtungen auf ihrem Gebiet in Zukunft 
positiv begleiten, auf der anderen Seite die Möglich-
keit einer Entlastung bieten. Das ist auch im Inte-
resse der betroffenen Menschen richtig. Ich bin sehr 
froh darüber, dass meine Heimatstadt zum Beispiel 
offen und positiv damit umgeht. Denn das spiegelt 
einen Teil der gesellschaftlichen Gesamtverantwor-
tung wider, die wir alle haben, und ist nicht nur unter 
materiellen Aspekten gut. 

(Beifall von der SPD) 

Ach ja, apropos materielle Aspekte, liebe Kollegin-
nen und Kollegen: Auch in dieser Hinsicht bin ich 
sehr dankbar dafür, dass wir quasi im Vorgriff im 
Landeshaushalt Vorkehrungen dafür treffen, dass 
die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts zu dem notwendigen Lebensunterhalt von 
Asylbewerberinnen und Asylbewerbern umgesetzt 
wird.  

Nur: Ich finde, da müssen wir auch mit dem Bund 
zu einer vernünftigen Gesamtregelung kommen. 
Das ist keine Landessache. Das ist keine Landes-
verantwortung. Das ist eine gesamtgesellschaftliche 
Verantwortung. Ich will das jetzt aber nicht ausgren-
zend sagen, sondern: Ich hoffe – da sind ja eben 
auch schon Dinge benannt worden –, dass wir uns 
da mit dem Bund vernünftig einigen können. 

In einem anderen Punkt appelliere ich an den Bund. 
Wir können nicht ein „Weiter so!“ bei der Flücht-
lingspolitik hinnehmen. Der Bund ist in der Verant-
wortung, auch der Europäischen Gemeinschaft ge-
genüber klarzumachen, dass das, was da zum gro-
ßen Teil auch den Bürgerinnen und Bürgern in un-
serem Lande suggeriert wird, nicht die richtige 
Grundlage für eine zukunftsorientierte Flüchtlings-
politik ist.  



Landtag   17.10.2013 

Nordrhein-Westfalen 3938 Plenarprotokoll 16/42 

 

Ja, wir müssen an die Ursachen ran. Wir müssen 
den Menschen aber auch eine menschenwürdige, 
eine sichere Unterkunft in unserem Land ermögli-
chen, solange sie denn kommen und sich berechtigt 
hier aufhalten. All das stellt uns gemeinsam vor 
große Herausforderungen.  

Ich bin nicht in allen Punkten mit dem Antrag der 
Piraten einverstanden. Ich setze auf kommunale 
Selbstverantwortung und nicht auf pflichtmäßige 
Einschränkung der kommunalen Selbstbestimmung. 
Aber über die Dinge, die Sie in Ihrem Antrag andeu-
ten und ansprechen, sind wir als Sozialdemokraten 
gerne bereit im weiteren Verfahren mit Ihnen zu re-
den. Ich hoffe, dass wir im Interesse der betroffenen 
Menschen zu einer vernünftigen Regelung kom-
men. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Körfges. – Für die CDU-Fraktion spricht Herr Kolle-
ge Biesenbach. 

Peter Biesenbach (CDU): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Der Verlauf der Debatte 
macht mich ein wenig betroffen. Warum? – Wir dis-
kutieren Schicksale, die der Kollege Herrmann sehr 
ausführlich beschrieben hat und zu denen alle an-
deren sagen: Da ist was dran.  

Wir erwecken bei den Medien den Eindruck, wir 
würden mit diesem Tagesordnungspunkt heute 
Flüchtlingspolitik debattieren. Wenn wir das wirklich 
vorhätten, dann müssten wir uns schämen. Denn 
für diese Frage dann nur den Redeblock I zu neh-
men, entspricht weder der Bedeutung noch der 
Notwendigkeit. 

Auslöser für unsere heutige Situation war der Ent-
wurf für ein Gesetz zur Änderung des Flüchtlings-
aufnahmegesetzes. Das ist – wenn Sie wollen – ei-
ne Lösung, die wir jetzt herbeizuführen haben. Ich 
bin auch gerne bereit  

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

– ich biete das auch gerne an, Frau Beer –, das 
Thema in den Ausschüssen deutlich auszuweiten in 
Richtung des Antrages der Piraten. Denn in der Be-
schreibung der Probleme und der Analyse der Not-
wendigkeiten sind wir uns alle einig. Es gibt nie-
manden, der an den Schicksalen zweifelt, und es 
gibt niemanden, der daran zweifelt, dass Europa 
nachdenken muss. 

Ich bin sicher, das wird auch bei den Koalitionsver-
handlungen, die demnächst in Berlin laufen wer-
den – egal, zwischen wem –, ein wichtiges Thema 
sein.  

Es wird auch ein Thema sein, das in die Europäi-
sche Union hineinragt. Während der Europawahl 
nächstes Jahr wird es auch ein Thema sein.  

Dann ist Gelegenheit, das hier – aber bitte breiter 
als Block I – zu debattieren. Wir sollten das dann 
nicht mit Anträgen machen, sondern gemeinsam 
überlegen: Was können wir denn tun für die Men-
schen, die in Nordrhein-Westfalen sind? Wir lösen 
nicht die Probleme in der Außenpolitik. Aber wir än-
dern die Lebenssituation der Menschen, die bei uns 
sind. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ich will jetzt auf einige der vorgeschlagenen Punkte 
eingehen.  

Der Gesetzentwurf der Landesregierung enthält un-
bestritten drei Aspekte: eine Entlastung der Kom-
munen mit zentralen Asylunterkünften, Veränderun-
gen bei Landeszuweisungen an Kommunen auf-
grund veränderter Rechtsprechung und die Beseiti-
gung von Rechtsunsicherheit über das Fortbeste-
hen der Zuweisungsentscheidungen. 

Die hehren Vorgaben, die der Minister hier ange-
sprochen hat, finde ich darin nicht wieder. Denn, 
Herr Minister Jäger, Sie schieben ein Stückchen 
nach, lassen die Kommunen aber dennoch alleine 
bei den Dingen, die wirklich wichtig sind. Die Ände-
rungen, die Sie vorschlagen, greifen für die Städte 
und Kommunen zu kurz. Drängende Probleme wer-
den nicht gelöst, etwa das Problem der uneinheitli-
chen Praxis bei der Übernahme der Krankheitskos-
ten und Krankenkosten überhaupt. Mit der Kosten-
pauschale lösen Sie diese Nöte nicht; denn wir ha-
ben manchmal Kosten bis zu 100.000 €. 

Wir werden sicher während der Debatte Gelegen-
heit haben, darüber zu diskutieren, ob und in wel-
cher Situation wir ändern oder vielleicht auch diffe-
renzierter anbieten wollen. Auch die Landesregie-
rung wird Gelegenheit haben, Vorschläge hierzu 
einzubringen. 

Wir werden aber ebenfalls – vielleicht nicht nur im 
Zusammenhang mit diesem Gesetzentwurf – dar-
über zu diskutieren haben: Wie soll denn mit Men-
schen umgegangen werden, die hier in Nordrhein-
Westfalen sind? Denn dafür haben wir die Verant-
wortung. Die Flüchtlingsunterbringung, die Verbes-
serung der Betreuung, die soziale Beratung und Be-
treuung und die Umsetzung der Schulpflicht – das 
wären Themen, die wir originär hier lösen könnten. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Gerhard Papke) 

Wenn der Antrag der Piraten vielleicht auslöst, dass 
wir darüber einmal ernsthaft reden, hätte das einen 
zweiten entscheidenden Schub, der Menschen 
auch helfen würde.  

Die Fragen drängen sich auf. Nur: Wir haben noch 
keine Antworten gegeben. Wir haben aber auch 
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noch nicht gemeinsam versucht, eine Antwort zu 
finden. 

Ich biete ausdrücklich für meine Fraktion an, bei der 
Suche nach Antworten helfen zu wollen. Das müs-
sen wir nicht in einzelnen Anträgen machen, son-
dern wir müssen gemeinsam überlegen: Was kann 
wirklich getan werden? 

Wenn wir das als zweites Ergebnis heute festhalten 
und erreichen können, dann, glaube ich, haben wir 
dem Thema ein Stück zum Erfolg verholfen, was 
dem Thema auch angemessen ist. Vielleicht krie-
gen wir das hin abseits aller politischen Unterschie-
de. 

(Beifall von der CDU und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Biesenbach. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen erteile ich Frau Kollegin Düker das Wort. 

Monika Düker
*)
 (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Herr Biesenbach, in ei-
nem Punkt muss ich Ihnen heute ausnahmsweise 
mal recht geben: Das wichtige Thema „Flüchtlings-
politik“ verlangt tatsächlich, auch etwas mehr in der 
Breite diskutiert zu werden. Ich würde mir auch 
wünschen, dass wir das öfter tun. Denn in der Tat 
ist das eine gesellschaftliche Herausforderung, die 
da vor uns liegt. 

45 Millionen Menschen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, sind derzeit weltweit auf der Flucht vor Krieg, 
Naturkatastrophen oder Vertreibung, Tendenz stei-
gend, Höchststand seit 20 Jahren.  

Der Krieg in Syrien wird dazu führen, dass bis zum 
Ende des Jahres allein 10 Millionen Syrerinnen und 
Syrer Flüchtlinge im eigenen Land oder im Ausland 
sein werden.  

Die Prognose des Bundesamtes für Migration und 
Flucht sagt, dass wir in Deutschland zum Jahresen-
de wahrscheinlich die 100.000er-Marke überschrei-
ten, das heißt zum Jahresende mehr als 100.000 
Erstanträge auf Asyl in Deutschland haben werden.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Katastrophe 
von Lampedusa mit mehr als 300 ertrunkenen 
Flüchtlingen hat die Asyldebatte wieder ins Licht der 
Öffentlichkeit gerückt.  

Diese Katastrophen im Mittelmeer offenbaren die 
Mängel der europäischen Asylpolitik und vor allen 
Dingen die Unfähigkeit der Innenminister der Euro-
päischen Union, daran etwas zu ändern. Kürzlich 
trafen sich die EU-Innenminister in Luxemburg. Und 
was ist dabei herausgekommen? Nichts. Es wird 
weiter an dem Verschiebebahnhof mit Namen Dub-
lin-II-Verordnung festgehalten, den wir in Europa 
haben. Das heißt, dort, wo die Flüchtlinge einreisen, 
sollen sie ihren Asylantrag stellen und bitte schön 
auch bleiben. Nur: Die EU-Innenminister haben 

noch nicht gemerkt, dass dieses System inzwischen 
kollabiert ist. Die EU-Asylpolitik ist gescheitert. Und 
der EU fehlt derzeit die Kraft, etwas nach vorne zu 
verändern.  

Beispiel: Frontex, die EU-Grenzschutzagentur. Es 
ist mittlerweile mehrfach durch Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte be-
stätigt, dass hier gegen Menschenrechte verstoßen 
wird, weil Flüchtlinge von ihrem Anspruch, ihre 
Rechte wahrzunehmen, abgehalten werden.  

Beispiel: Verteilung Dublin II. Das funktioniert doch 
alles nicht mehr. Rücküberstellungen aus Deutsch-
land werden inzwischen aufgrund der Situation in 
den Flüchtlingsaufnahmeeinrichtungen in Italien, 
Polen oder anderswo gerichtlich gestoppt.  

Beispiel: Aufnahmequoten. Deutschland nimmt 
5.000 Syrerinnen und Syrer auf. Andere Länder 
machen sehr viel weniger; das ist schade. Auch hier 
gibt es eine völlig unabgestimmte bzw. nicht vor-
handene europäische Politik. 

Beispiel: Gesteuerte Zuwanderung. Völlige Fehlan-
zeige, eine gemeinsame europäische Arbeitsmigra-
tion mit legalen Zugangsmöglichkeiten zu Europa 
zu erreichen!  

All das findet nicht statt.  

Von den 45 Millionen Flüchtlingen weltweit landen in 
diesem Jahr wahrscheinlich 100.000 in Deutsch-
land. Herr Innenminister Friedrich hält das für eine 
Katastrophe. Ich halte es für eine Katastrophe, dass 
Herr Innenminister Friedrich in Deutschland solche 
Sätze sagt.  

(Beifall von den GRÜNEN, der SPD und 
Marc Olejak [PIRATEN]) 

Auf 1.000 Einwohner gerechnet liegt Deutschland in 
der Europäischen Union mit diesen Aufnahmen auf 
Platz 10 und nicht auf Platz 1.  

Von den genannten 100.000 entfallen round about 
20.000 auf Nordrhein-Westfalen. Von Januar bis 
August 2013 gab es fast 14.000 Erstanträge in 
NRW – bei 18 Millionen Einwohnern. Äußerungen 
wie Asylfluten oder -überschwemmungen – oftmals 
werden ja Naturkatastrophen als Bild für die Asy-
leinwanderung genommen – sind hier völlig fehl am 
Platze.  

Aber wir müssen uns dieser Herausforderung stel-
len. Das ist völlig richtig; das ist eine Herausforde-
rung. Wir haben auch reagiert. Im Haushalt 2014 – 
der Minister hat es dargestellt – werden im Asylkapi-
tel insgesamt über 200 Millionen € bereitgestellt, al-
so 67 Millionen € mehr als im Vorjahr,  

(Beifall von Hans-Willi Körfges [SPD]) 

um den Kommunen vor allen Dingen bei der Unter-
bringung und bei der Versorgung unter die Arme zu 
greifen. Ich finde, das ist ein faires Angebot an die 
Kommunen. Wir lassen sie hier nicht im Stich.  
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Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, wie steht es 
denn vor Ort mit der Willkommenskultur, die immer 
im Mund geführt wird? Das Ganze ist von einem 
„Ja, aber …“ geprägt. Die Kommunen sagen: Im 
Prinzip ja, selbstverständlich, aber bitte nicht vor 
meiner Haustür und bitte nicht in meiner Stadt. – 
Richtig ist, die Kommunen sind belastet, für sie ist 
es schwierig, zusätzliche Flüchtlinge aufzunehmen. 
Aber bis jetzt haben alle Kommunen, in denen eine 
Landesaufnahmeeinrichtung eingerichtet werden 
soll, sehr – um es vorsichtig zu formulieren – ableh-
nend reagiert,  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit dem vorliegen-
den Gesetzentwurf wird den Kommunen das Ange-
bot gemacht, die Zahl der Flüchtlinge, die in einer 
Aufnahmeeinrichtung des Landes im Ort aufge-
nommen werden, mit der Gesamtaufnahmequote 
für Flüchtlinge zu verrechnen. Das ist ein faires An-
gebot an die Kommunen.  

Auch meine Fraktion erhofft sich von diesem Ge-
setz, von diesem Angebot eine erhöhte Bereitschaft 
in den Kommunen unseres Landes, ihrer Verant-
wortung gerecht zu werden und Flüchtlingen eine 
menschenwürdige Unterkunft, eine Willkommens-
kultur anzubieten. Das wünsche ich mir. – Ich freue 
mich auf die Debatte im Ausschuss. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Düker. – Für die FDP-Fraktion erteile ich Herrn 
Kollegen Dr. Stamp das Wort.  

Dr. Joachim Stamp (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Minister 
Jäger hat heute, wie ich finde, sehr sachlich und 
sehr vernünftig ausgeführt. Das kann man auch sei-
tens der Opposition durchaus zugestehen.  

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Es ist aus unserer Sicht auch richtig, dass in diesem 
Gesetzentwurf die Kommunen mit Erstaufnahme-
einrichtungen und zentralen Aufnahmeeinrichtun-
gen entlastet werden. Da sind wir uns hier im Hause 
wohl alle einig.  

Wir sehen allerdings noch Beratungsbedarf und hal-
ten es für problematisch, dass diejenigen Kommu-
nen, die nun im Gegenzug mehr Flüchtlinge auf-
nehmen, laut Gesetzentwurf keine finanzielle Kom-
pensation dafür erhalten sollen, zumal es sowieso 
äußerst fraglich ist, ob die Landespauschalen, die 
der Gesetzentwurf vorsieht, überhaupt ausreichen 
werden. 

Wir sehen hier ein sehr sensibles Feld, in dem hohe 
Sach- und Fachlichkeit dringend geboten ist. Wir 
können uns von daher vorstellen, dass es sinnvoll 
sein könnte, im Ausschuss – auch unter Beteiligung 
der anderen Ausschüsse – eine Anhörung durchzu-

führen. Dann kann man auch auf die Aspekte ein-
gehen, die die Piraten genannt haben.  

Allerdings muss ich sagen: Es ist schade, dass Sie 
in einen Antrag mit dieser Bedeutung automatisch 
eine Forderung nach einem Computerplatz für je-
den Flüchtling packen müssen. Das nimmt dem An-
trag ein Stück weit die Seriosität. Wer vor Ort mit 
Flüchtlingen arbeitet und die Einrichtungen kennt, 
weiß, dass dort nicht ein Computerarbeitsplatz für 
jeden Flüchtling im Vordergrund steht, sondern dass 
die Flüchtlinge und die Kommunen bei der Unter-
bringung weiß Gott andere Sorgen haben.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Kollege, 
entschuldigen Sie. Lassen Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Kollegen Herrmann von der Piratenfrakti-
on zu? 

Dr. Joachim Stamp (FDP): Ja, selbstverständlich.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Bitte.  

Frank Herrmann (PIRATEN): Vielen Dank, Herr 
Stamp, dass Sie die Frage zulassen. – Wo haben 
Sie gelesen, dass wir einen Computerarbeitsplatz 
für jeden Flüchtling fordern?  

Soweit ich mich erinnere, fordern wir einen Compu-
terarbeitsplatz für je 100 Flüchtlinge in einer Unter-
bringungseinrichtung, damit sich die Menschen über 
die Situation in ihrem Heimatland informieren und 
gegebenenfalls mit ihren Angehörigen zu Hause 
kommunizieren können. Woher ist die Information, 
dass wir das für jeden Flüchtling fordern würden? 

Dr. Joachim Stamp (FDP): Vielen Dank für die 
Frage. Herr Kollege Herrmann, ich zitiere aus Ihrem 
Antrag:  

„Es soll ein Sofortprogramm in die Wege geleitet 
werden, um in sämtlichen Unterbringungen in 
NRW Internet- und Computerarbeitsplätze in 
ausreichender Menge für die Flüchtlinge zur Ver-
fügung zu stellen.“ 

Liebe Piraten, das mag, wie Sie es immer nennen, 
„piratig“ klingen. Und es muss auch immer alles ir-
gendwie mit IT zusammenhängen. Aber das geht 
an der Realität der Flüchtlingspolitik in den Kommu-
nen einfach vorbei. 

(Beifall von der FDP) 

Wir haben dezentrale Einrichtungen; da werden vier 
oder fünf Leute untergebracht. Wir sind froh, wenn 
wir dort zivilgesellschaftliches Engagement haben, 
sodass sie vor Ort betreut werden. Es ist schwierig 
genug, das aufzubauen und aufrechtzuerhalten. 
Dann muss man dort jetzt nicht auch noch zwin-
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gend einen IT-Arbeitsplatz einrichten. Also, liebe 
Leute, lassen wir die Kirche da bitte im Dorf. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wer-
den mit der Frage der Integration von Flüchtlingen 
in den nächsten Jahren noch vor sehr großen Her-
ausforderungen stehen. Herr Körfges, Sie haben 
das angesprochen. Mir geht es emotional genauso. 
Auch ich würde gerne die Probleme in den Her-
kunftsländern regeln. Wir sagen ja immer, die Prob-
leme müssen in den Herkunftsländern gelöst wer-
den. Aber das können wir als Landtag nicht. Wir 
müssen uns hier überlegen, welche Möglichkeiten 
wir denn haben, um mit den steigenden Zahlen vor 
Ort umzugehen und uns um die Flüchtlinge zu 
kümmern. 

Ich glaube, es ist eine große Herausforderung, die 
Zivilgesellschaft hier mitzunehmen. Wir haben vor 
Ort Kirchengemeinden und Vereine, die bereit sind, 
sich hier entsprechend zu engagieren.  

Ich habe dazu bereits ein Gespräch mit der Evange-
lischen Kirche auf der Landesebene geführt. Es gibt 
die Idee, ob man mit dem Landessportbund und 
anderen einen runden Tisch einrichtet, um zu über-
legen, wie man den Akteuren vor Ort Möglichkeiten 
der Betreuung und Möglichkeiten der Beteiligung an 
der Integration der Flüchtlinge aufzeigen kann. Ich 
glaube, dass hier zivilgesellschaftlich ein sehr gro-
ßes Potenzial vorhanden ist.  

Ich versuche das jedenfalls in meinem Wahlkreis, in 
dem wir eine kleine dezentrale Einrichtung haben. 
Ich bin gerade dabei, mit den Kirchengemeinden 
einen Arbeitskreis Asyl vor Ort aufzubauen. Ich hof-
fe, dass ich auch die örtlichen Vereine dafür gewin-
nen kann. Ich könnte mir vorstellen, dass das an 
vielen anderen Orten auch möglich ist. 

Das wird aber nicht an jedem Ort gehen. Wir ha-
ben – auch da müssen wir ehrlich sein – auch 
Stadtteile, die insgesamt mit der Situation überfor-
dert sind. Deswegen ist es wichtig – der Innenminis-
ter hat das ausgeführt –, dass man diese Situation 
nicht irgendwelchen Rattenfängern überlässt und 
auch nicht der Versuchung erliegt, dort mit ein paar 
schicken, schnellen Parolen, auch in Richtung 
Kommunalwahl, Stimmung zu machen. Man muss 
verantwortlich damit umgehen. Aber dazu gehört 
eben auch, dass man sich verantwortlich fühlt. 

Herr Körfges, Sie haben gesagt, wir können hier 
nicht alle Probleme der Welt lösen. Aber wir haben, 
wie wir feststellen, wenn wir uns die Herkunftsländer 
angucken, natürlich die Möglichkeit, einmal über ein 
Land zu sprechen: Serbien. Ich bin mit unserer Eu-
ropafraktion – Sie haben ja auch Kontakte zu Ihrer 
Fraktion – im Gespräch, wie man hier ganz anders 
Druck machen kann. Wir wissen ja, welche Asylbe-
werber aus Serbien kommen. Das sind Angehörige 
dort ethnisch verfolgter Minderheiten. Die EU hat 
gegenüber Serbien ein gewisses Druckpotenzial, 
das aus meiner Sicht nicht ausgereizt wird.  

Das gilt übrigens – auch wenn das eine ganz ande-
re Thematik ist – auch für Rumänien und Bulgarien, 
was die Armutsflüchtlinge angeht. Ich glaube, dass 
wir hier nur über die Einbeziehung der europäischen 
Ebene weiterkommen. Auf Parteiebene kann man 
vielleicht das eine oder andere anstoßen. 

Meine Redezeit ist abgelaufen. Ich glaube, dass wir 
eine gute Beratung in den Ausschüssen haben 
können. Wie gesagt, wir haben angeregt, eine An-
hörung dazu durchzuführen. Das sollen die Fachpo-
litiker bitte noch einmal prüfen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Dr. Stamp. – Weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. Wir sind damit am Ende der Be-
ratung angelangt. 

Wir kommen zur Abstimmung. Erstens stimmen wir 
über den Gesetzentwurf ab. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/4139 an den Innenausschuss – 
federführend –, an den Integrationsausschuss, 
an den Ausschuss für Kommunalpolitik sowie an 
den Haushalts- und Finanzausschuss zur Mitbe-
ratung. Wer dieser Überweisungsempfehlung zu-
stimmen möchte, den darf ich um das Handzeichen 
bitten. – Gegenstimmen und Enthaltungen gibt es 
nicht. Die Überweisungsempfehlung wurde also an-
genommen.  

Zweitens stimmen wir über den Antrag ab. Der Äl-
testenrat empfiehlt die Überweisung des Antrags 
Drucksache 16/4164 an den Innenausschuss – 
federführend –, an den Ausschuss für Kommu-
nalpolitik sowie an den Integrationsausschuss 
zur Mitberatung. Die abschließende Beratung und 
Abstimmung sollen im federführenden Ausschuss in 
öffentlicher Sitzung erfolgen. Auch hier darf ich wie-
der fragen, wer dieser Überweisungsempfehlung 
zustimmen möchte. – Gibt es Widerspruch oder 
Enthaltungen? – Beides ist nicht der Fall. Damit ist 
auch diese Überweisungsempfehlung einstimmig 
angenommen.  

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 

5 Für Wachstum und Wohlstand – Landesregie-
rung muss Industriestandort stärken statt ihn 
durch Bürokratie und Abgabenlast zu schwä-
chen! 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/4154 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/4230 
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